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Fallstudie be-
stätigt erhöh-
tes Krebs-
risiko durch
Mobilfunk-
strahlung
Hausmannstätten - Ein sig-
nifikant erhöhtes Krebsri-
siko durch Mobilfunkstrah-
lung ist im Umkreis von
200m um eine Mobilfunk-
anlage für das C-Netz nach-
gewiesen worden, die nach
13 Jahren Betrieb 1997
abgebaut wurde. 
In der vom Gesundheits-
ressort des Landes Steier-
mark im Jahr 2005 in Auf-
trag gegebenen Studie fand

der Salzburger Umweltmedi-
ziner Dr. Gerd Oberfeld  bei
einer Strahlungsbelastung
von > 1000µW/m² ein 5 bis
8,5-fach erhöhtes Krebsrisi-
ko für alle Tumorarten. Für
Brustkrebs war das Risiko
sogar 22,5-fach und bei Hirn-

tumoren  121-fach erhöht,
wenn die Menschen länger
als fünf Jahre neben dem
Sender gelebt hatten. 
Die Studie wurde im Feb-
ruar 2008 veröffentlicht und
bestätigt die Ergebnisse der
Naila-Studie aus dem Jahr
2004, bei welcher sich im
Umkreis eines Mobilfunk-
senders (hier D-Netz) nach
5 bis 10 Jahren das Krebs-
risiko verdreifacht hatte.
Quelle: http://www.iddd.de
/umtsno/60krebs.htm

Kommunalwahlen:
Die Bürgerinitiative hat die alle OB-Kan-
didaten und die Vorsitzenden der kandidieren-
den Parteien und Gruppierungen befragt

Coburg - Wegen der anste-
henden Kommunalwahlen
hat die „Bürgerinitiative
Mobilfunk in Coburg e.V.“
Fragebögen an die Kandida-
ten und Gruppierungen in
Coburg verschickt. Die  Re-
sonanz war sehr unter-
schiedlich, bis auf den ge-
genwärtigen OB Kastner
und Herrn Amend, den
Kandidaten der CSB, haben
jedoch alle OB-Kandidaten
geantwortet. Von den Vor-
sitzenden der Fraktionen
und kandidierenden Grup-
pen gingen Stellungnah-
men nacheinander ein von
FDP, Bündnis 90/Die
Grünen, CSU, ödp
und JC. Nicht geant-
wortet haben SPD,
CSB und FW. Die
Gruppierung „Bür-
ger bewegen Coburg“
war noch nicht zuge-
lassen zum Zeitpunkt
der Befragung  und
hat keinen Frage-
bogen erhalten.
Dass OB Kastner und die
SPD nicht auf den Frage-
bogen antworten, verwun-
dert nicht, führt doch die
Bürgerinitiative gegenwär-
tig eine Rechtsaufsichts-
beschwerde gegen den OB
wegen Untätigkeit im Hin-
blick auf das Bürgerbegeh-
ren „Sendeanlagen“ vom
Februar 2007. Dem Bürger-
begehren wurde mit den
Stimmen der Opposition im
Stadtrat Abhilfe geschaffen,

was gleichbedeutend ist
mit einem erfolgreichen
Bürgerentscheid. Vielmehr
zeigt sich OB Kastner je-
doch demonstrativ und
großformatig auf einem
seiner Wahlplakate wäh-
rend eines Telefonats mit
dem Handy am Ohr (s.
Foto). 
Warum die CSB und ihr
Kandidat Amend sowie die
FW sich nicht zum Thema
Mobilfunk äußern, ist un-
klar, da doch die gleichen
Leute noch alle für den
Abhilfebeschluss für das
Bürgerbegehren „Sende-

anlagen“ gestimmt haben.
Im CSB-Wahlprogramm
sind die Themen Mobil-
funk und kommunale Mo-
bilfunkplanung allerdings
mit keinem Wort erwähnt.
Die Antworten der anderen
Kandidaten sind auf der
nächsten Seite zusammen-
gefasst, die beantworteten
Originalfragebögen sind auf
der Homepage der Bürger-
initiative abrufbar (www.
forum-mobilfunk.de).

Rechtsaufsichts-
beschwerde
gegen die Stadt
Coburg
Bürgerinitiative wirft
der Stadtverwaltung
Untätigkeit vor
Creidlitz - Die Stadt Coburg
begründete die Genehmi-
gung des Mobilfunkmasts in
Creidlitz damit, sie hätte kei-
ne Rechtsmittel gehabt, den
Antrag abzulehnen oder auf-
zuschieben. Außer dem Gut-
achtenauftrag an ein unab-
hängiges Planungbüro hin-
sichtlich einer kommunalen
Mobilfunkplanung habe sie
bisher keine weiteren Maß-
nahmen eingeleitet, um die
Mobilfunkproblematik auf
baurechtlicher Ebene zu re-
geln. Ein Ergebnis dieses
Gutachtens sei erst im Laufe
des Jahres 2008 zu erwarten.
Nach Ansicht der Regierung
Oberfranken hätte die Stadt
nur etwas gegen die Bauge-
nehmigung unternehmen
können, wenn sie einen Be-
schluß über eine Bebauungs-
planänderung gefasst hätte.
So ein Beschluß liege nicht
vor, deshalb sei die Geneh-
migungspraxis der Stadt kor-
rekt. Weiterhin stellte die
Regierung aber genauso klar,
dass die Umsetzung des Bür-
gerbegehrens für die Stadt
verpflichtend sei.
Die Bürgerinitiative hat da-
raufhin die Rechtsaufsichts-
beschwerde erweitert und
der Stadt Untätigkeit vorge-
worfen. Das Bürgerbegehren
verpflichtet die Stadt, alle-
juristisch denkbaren Schritte

Fortsetung nächste Seite
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extrem empfindlich



Rechtsaufsichtsbe-
schwerde ...
(Fortsetzung von Seite 1) 

schnellstmöglich einzulei-
ten, die zur Umsetzung der
Ziele des Bürgerbegehrens
erforderlich sind. Der erste
Schritt wäre gewesen, einen
Beschluss zur Änderung der
Bebauungspläne herbeizu-
führen. Schon im Mai 2007
forderte die Bürgerinitiative
vom Oberbürgermeister, end-
lich die als Grundlage für
eine Veränderungssperre er-
forderlichen Beschlüsse zur
Umsetzung des Bürgerbe-
gehrens zu fassen. Seitens
der Stadt wurde diese For-
derung bis heute ignoriert.
Auch das Angebot der Bür-

gerinitiative zu einer kon-
struktiven Zusammenarbeit
mit der Stadtverwaltung
wurde nicht wahrgenom-
men.
Mittlerweile hat die Regie-
rung von Oberfranken ihre
Meinung bekräftigt, dass die
Stadt Coburg ausreichend
auf das Bürgerbegehren
aktiv geworden sei, einen
Grund zum rechtsaufsichtli-
chen Einschreiten sehe sie
nicht. Die Bürgerinitiative
ist hier anderer Meinung,
sie wird sich diesmal unter
noch detaillierterer Darle-
gung ihrer Argumente an
die oberste bayerische Bau-
behörde wenden.
Siehe auch unter www.
forum-mobilfunk.de

Coburg - Die  Parteien und
Gruppierungen des bürger-
lichen Lagers äußerten sich
folgendermaßen: 
Die OB-Kandidatin Lochner
bzw. die CSU unterstützten
schon bisher z.T. aktiv die
Bürgerinitiative. Auch wurde
der Abhilfebeschluss  bezüg-
lich des Bürgerbegehrens
„Sendeanlagen" unterstützt.
Leider schränke die Bun-
desgesetzgebung die Mög-
lichkeiten der Kommunen
ein, vorhandene Spielräume
sollten aber im Sinne der Ge-
sundheitsvorsorge ausge-
schöpft werden. Die CSU ha-

be sich zum Ziel gesetzt, eine
flächendeckende Mobilfunk-
planung mit Positivstand-
orten in Coburg umzusetzen.
Ziel dabei sei eine möglichst
niedrige Strahlenbelastung
für alle Coburger Bürger. Die
Zusammenarbeit mit der
Bürgerinitiative Mobilfunk
stehe ganz unter dem Motto
„miteinander, nicht parallel
nebeneinander“. Die im
Wahlprogramm betonte bür-
ger- und familienfreundliche

Politik bedeutet für die CSU
auch eine möglichst gesund-
heitsverträgliche Strahlenbe-
lastung für Kinder und Er-
wachsene.
Die  JC möchten Mobilfunk-
sender von Wohngebieten,
Schulen, Kindergärten und
Altenheimen fern halten. An-
hand einer unabhängigen

Standortanalyse  möchten sie
mit den Betreibern im Rah-
men des Mobilfunkpakts II
verhandeln (Anm.: Die BI
stuft den Mobilfunkpakt II als
äußerst problematisch ein).
Kooperation mit der Bürger-
initiative wird  angeboten.
Die FDP hat bisherige Initia-
tiven zur Regulierung des
Mobilfunkausbaus im Sinne
eines vorbeugenden Gesund-
heitsschutzes unterstützt. Dr.
Eidt schätzt allerdings die
Möglichkeiten der Stadt und
des Stadtrats als sehr begrenzt
ein. Sein Ziel wäre, die Um-
gebung neuralgischer Punkte
(Schulen, dicht besiedelte
Wohngebiete, Kindergärten
o.ä.) frei von Sendern zu hal-
ten. Die Stadt müsse Einfluss
auf die Betreiber ausüben,
sich an diese Ziele zu halten.

im Idealfall sogar deren teil-
weise Entfernung. Für An-
regungen der Bürgerinitia-
tive ist Dr. Klumpers dank-
bar, sofern es wie bisher um
die ernst zu nehmenden
Sorgen der Bürger geht. Er
geht sogar noch weiter und
fordert Gesetzesinitiativen,

die die Mobilfunkbetreiber
zu einer Haftungsversiche-
rung verpflichten, die selbst-
verständlich konkursfest sein
müsse. Dies müsse als Vor-

aussetzung für den Betrieb
ihrer Anlagen vorgeschrie-
ben werden. Das Verur-
sacherprinzip ist eine gängige
Rechtspraxis in anderen
Bereichen (z.B. Kfz-Haft-
pflicht). Beim Betrieb von
Mobilfunkanlagen sei dieses
Prinzip „zufällig" völlig aus-
geblendet worden.
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Coburg - Der OB-Kandidat
Benzel und B90/Die Grünen 
beschäftigen sich seit Jahren
mit dem Thema Mobilfunk
und haben selbst schon dies-
bezügliche Informationsver-
anstaltungen durchgeführt.
Sie unterstützen die Bürger-
initiative und das von ihr
initiierte Standortgutachten.
In Zukunft  solle Coburg ein
Vorbild hinsichtlich der Ein-
dämmung des Elektrosmogs
sein, der Weg dort hin führt
über ein die Bürger integrie-
rendes, kommunales Stand-
ortkonzept. Vereinbarungen

mit den Netzbetreibern sol-
len dazu führen, dass die
Strahlungsbelastung sehr
niedrig liegt. Neue Techni-
ken und geschickte Stand-
ortwahl ermöglichen den-
noch ein gut funktionieren-
des Mobilfunknetz. Sensible
Bereiche wie Wohngebiete,
Krankenhäuser, Schulen und

Kindergärten sollten durch
ein Netz kleiner Sende- und
Empfangsanlagen mit niedri-
gen Aus- und Ein-
gangsleistungen der Mobil-
funkstrahlung versorgt wer-
den. Öffentliche Gebäude
und Schulen sollen ganz auf
W-Lan verzichten. Gemein-
sam mit anderen Gemeinden
soll die Stadt Coburg bei der
Bundesregierung auf eine
extreme Absenkung der ge-
setzlich vorgeschriebenen
Grenzwerte hinwirken.
Der ödp-Kandidat Dr. Klum-
pers ist genau wie auch Herr
Benzel Mitglied der Bürger-
initiative Mobilfunk und hat
ihre sämtlichen bisherigen
Aktivitäten unterstützt. Un-
ter anderem hat er am Bür-
gerbegehren „Sendeanlagen“
mitgewirkt. Sein Ziel ist die
Durchsetzung der staatlich
vorgeschriebenen Vorsorge-
maßnahmen. Die ödp möch-
te auch in jedem Fall die
Strahlungsleistung von Mo-
bilfunkanlagen vermindern, 

Kandidatenbefragung: Position
der ökologisch orientierten
Parteien (ödp und B90/Die
Grünen)
Kooperat ion mit  der  Bürgerinit iat ive
Mobilfunk ist eine Selbstverständlichkeit

Kandidatenbefragung: Antwor-
ten aus dem bürgerlichen Lager
von CSU, FDP und JC
Die  Anl i egen  der  Bürger in i t i a t ive
Mobil funk wurden und werden auch
z u k ü n f t i g  u n t e r s t ü t z t

Vorbildhaft elektro-
smogarme Stadt

Haftpflichtversicherung
für den Betrieb

von Sendeanlagen

Gesundheitsvorsorge
und kommunale

Mobilfunkplanung

Mobilfunkpakt II


